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Anfang September 2018 erweckte ein Artikel in 
der französischen „Le Monde“ große öf fentliche 
Aufmerksamkeit in Frankreich.1 Die Zeitung be-
richtete von der Abschwächung des Gesetzes 

„Hulot“, benannt nach dem ehemaligen franzö-
sischen Umweltminister. Nach diesem wäre die 
Ausbeutung von klimaschädlichem Kohlenwas-
serstof fvorkommen (gemeint ist beispielsweise 
Erdgas oder Erdöl) verboten worden. Allerdings 
wurde das Gesetz im letzten Moment abge-
schwächt und erlaubt nun eine Schonfrist bis 
2040. Spannend daran ist, dass of fenbar der 
massive Druck der Industrielobby zu der Ab-
schwächung geführt hat. Insbesondere die 
Androhung einer Investor-Staat-Klage des kana-
dischen Unternehmens Vermilion habe zu der 
Abschwächung des geplanten Gesetzes geführt. 
Vermutlich lässt sich nicht endgültig beweisen, 
ob es tatsächlich nur diese Drohung war, die das 
Gesetz ausgehöhlt hat. Dennoch zeigt dies den 
enormen Druck auf Regierungen und ihre Re-
gulierungsapparate durch transnationale Unter-
nehmen, die mit Konzernklagen drohen können 
und so direkt oder indirekt Gesetze zum Schutz 
der Umwelt verzögern oder sogar verhindern 
können. 

Umweltschutz ist und bleibt also für Unterneh-
men freiwillig. Und obwohl in verschiedensten 

Gremien, ob im Rahmen der Vereinten  Nationen 
(UN) oder national, ob in den Parlamenten oder 
in den Medien immer wieder betont und be-
stärkt wird, dass nun gehandelt werden muss, 
um unsere Umwelt und auch das Klima stärker 
zu schützen. Auch sollen die verschiedenen Poli-
tikbereiche kooperieren, um Umwelt- und Klima-
schutz weiter voranzubringen. Im Oktober 2018 
veröf fentlichten die Welthandelsorganisation 
(WTO) und das Umweltprogramm der Vereinten 
Nationen (UN Environment) gemeinsam eine 
Publikation, die beschreiben sollte wie wichtig 
Nachhaltigkeit und Umweltschutz sind. Sie woll-
ten ein Signal senden, dass Handels- und Um-
weltpolitik sich gegenseitig verstärken müssten.2 
Doch ist die aktuelle Handels- und Umweltpolitik 
überhaupt dazu gemacht sich im Sinne der Nach-
haltigkeit zu verstärken?

Der Handlungsdruck ist omnipräsent und wird 
sowohl von Regierungen, internationalen Ins-
titutionen, Medien als auch von beispielsweise 
Zivilgesellschaf t und Wissenschaf t begleitet und 
diskutiert: Die schmelzende Arktis, zurückgehen-
de Gletscher, zunehmende Meeresverschmut-
zung, nicht zuletzt durch Plastik und ein massiver 
Rückgang der Biodiversität fordern sofortiges 
Handeln. Der Aufruf ist da, doch welche Akteure 
spielen welche Rolle?

1. Einleitung 

„Das französische Gesetz ‚Hulot‘ sollte die Abenddämmerung der Erdölausbeutung einläuten.“  
Photo: Zbynek Burival, Unsplash
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Wie ist es beispielsweise mit den Konzernen? 
Sie scheinen je nach Sektor meist von schwa-
chen Umweltschutzregeln zu profitieren. Ins-
besondere wenn es um naturschädigende 
Geschäf tsmodell geht wie u. a. den Rohstof fab-
bau. Konzernklagerechte sind ihnen hierbei ein 
wirkungsvolles Instrument. Sie erlauben es inter-
national tätigen Konzernen gesetzlich bindende 
und somit auch rechtlich einforderungsfähige 
Regulierungen anzugreifen, zu schwächen und 
teils auch zu unterwandern.

Wie sehr dies vor allem die Umweltgesetzgebung 
trif f t, wollen wir mit dieser Fallstudie zeigen. Wir 
untersuchen zuerst, wie viele Klagefälle es tat-
sächlich im Umwelt- und Rohstof fbereich gibt, 
welche Sektoren besonders betrof fen sind und 
welche Länder verklagt werden, beziehungswei-
se aus welchen Ländern die Klagen eingereicht 
werden. Dann befassen wir uns exemplarisch 
mit einigen Fällen aus verschiedenen Umwelt-
sektoren wie Energie, Bergbau, Wasserschutz, 
Bio diversität, Müll und Meeresschutz, um dar-
zulegen, wie verschiedenste Regulierungen zum 
Schutz der Umwelt durch Konzernklagen unter 
Druck geraten können.

In den vergangenen Jahren ist dieses System, 
nicht zuletzt durch die Debatte um die Abkom-
men mit den USA und Kanada – TTIP und CETA – 
stark in die Kritik geraten. Nach der starken 
öf fentlichen Kritik ist die EU bemüht, das System 
zu reformieren, mit einem neuen Ansatz, dem 
sogenannten Investor-Court System und einem 
geplanten Multilateralen Investitionsgerichtshof 
(siehe Kasten). Ob die Klagefälle auch möglich 
gewesen wären, wenn es zu dieser Zeit bereits 
das von der EU reformierte System gegeben hät-
te, untersuchen wir ebenfalls. Das ist wichtig, um 
abschätzen zu können, ob Klagen, die einen Ein-
fluss auf fortschrittliche Umweltgesetzgebung 
haben, auch in Zukunf t möglich sein werden.

Gleichzeitig haben die EU-Mitgliedsstaaten noch 
jede Menge bilaterale Investitionsschutzver-
träge. Wie kontrovers die Inhalte dieser  Verträge 
sind, zeigt das jüngste Urteil des EUGH zum so-
genannten „Achmea-Fall“, bei dem er urteilte, 
dass Investitionsschutzabkommen zwischen 
EU-Mitgliedstaaten (sog. Intra-EU-BITs), die über 
eine Investor-Staat-Streitbeilegung (ISDS) verfü-
gen, gegen EU-Recht verstoßen.

Für die deutsche Bundesregierung ist auch in 
dieser Legislatur die Sicherung der Investitio-
nen deutscher Unternehmen im Ausland eine 
Priorität und dementsprechend im Koalitions-
vertrag benannt. Ob aber neben weitreichenden 
Rechten für Investoren, auch Pflichten – wie die 

verbindliche Einhaltung der Menschenrechte 
oder Umweltschutzbestimmungen – tatsächlich 
eine Priorität im Koalitionsvertrag haben, das 
wollen wir im Folgenden untersuchen.

Konzerne haben mit Sonderklagerechten ein wirkungsvolles Instrument, um 
 unliebsame Regulierungen anzugreifen. 
Photo: Erol Ahmed, Unsplash
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Investor-Staat-Schieds-
verfahren

Die sogenannten Konzernklagerechte ( Investor-    
State-Dispute-Settlement – ISDS) sind in Handels- 
und Investitionsabkommen enthalten. Unter-
nehmen bekommen damit das Recht, Staaten auf 
Entschädigungszahlungen zu verklagen, wenn sie 
ihre Profite durch Gesetze bzw. zum Schutz der 
Umwelt oder Menschenrechte gefährdet sehen. Sie 
klagen dann vor intransparenten Schiedsgerichten, 
denen drei JuristInnen als sogenannte Schieds-
richterInnen vorsitzen.3 

Eine Klage anstreben können nur die ausländi-
schen Unternehmen. Wenn ein Staat verliert, 
müssen die Steuerzahler für die Entschädigungs-
zahlungen aufkommen. In der Vergangenheit ist 
es immer wieder vorgekommen, dass Regierun-
gen Gesetzesentwürfe zum Schutz der Umwelt 
oder der VerbraucherInnen aus Angst vor Klagen 
zurückziehen oder verwässern. ISDS ist also ein 
scharfes Schwert in der Hand von Konzernen. 
Mittlerweile gibt es 817 bekannte Fälle, alleine 2016 
kamen 69 hinzu, Tendenz steigend.4 

Aufgrund massiver öf fentlicher Kritik an dem 
alten Ansatz des Investorenschutzes hat die EU 
in den letzten Jahren begonnen, eine Reform der 
Schiedsgerichtsinstitutionen und -verfahren um-
zusetzen. Dies betrif f t aber nur die Art und Weise, 
wie die Streitschlichtung geführt wird. Gleichzeitig 
werden die Reichweite und materiellen Rechte der 
Investitionskapitel nicht abgeschwächt, sondern 
eher noch ausgeweitet.

Erste ausgehandelte Freihandelsabkommen, in de-
nen die EU ihren Reformkurs vertraglich festschrei-
ben konnte, sind neben dem CETA-Abkommen 
die Abkommen mit Vietnam und Singapur. Alle 
drei Verträge beinhalten in ihren Bestimmungen 
zu Investitionen das von der EU vorgeschlagene 

„Investment Court Systems“ (ICS). Dieses sieht die 
Einrichtung je eines bilateralen ständigen Schieds-
gerichtssystems sowie einer Berufungsinstanz vor. 
Im Unterschied zu alten ISDS-Verfahren werden 
keine Schiedsrichter mehr von den Investoren 
ausgewählt, sondern 15 feste Schiedsrichter von 
der Union und Kanada (bzw. der EU und Vietnam) 
ernannt. Streitfälle werden von je drei Mitgliedern 
bearbeitet, die nach dem Zufallsprinzip ausge-
wählt werden. 

Trotz einiger prozeduraler Verbesserungen bleiben 
die Kernkritikpunkte von ISDS auch bei dem „re-
formierten“ System unangetastet:5 

ʠʠ Weiterhin haben ausländische Investoren 
größere Rechte als andere VertreterInnen der 
Gesellschaf t. Nur sie können Klagen auf der 
Grundlage des jeweiligen Investitionsschutzver-
trages anstreben.

ʠʠ Ausländische Investoren erhalten zwar 
weitreichende Rechte, aber im Gegenzug 
keine Pflichten, beispielsweise im Bereich der 
Menschenrechte oder des Umweltschutzes, die 
einklagbar wären.

ʠʠ Die richterliche Unabhängigkeit ist weiterhin 
nicht vollständig gegeben.6 

ʠʠ Keine Verpflichtung erst den nationalen Rechts-
weg auszuschöpfen.

ʠʠ Gefährliche Klauseln, wie „Faire und Gerechte 
Behandlung“ bleiben bestehen.

Überdies verpflichten sich Europa, Kanada und 
Vietnam dazu, sich gemeinsam mit anderen 
interessierten Parteien für die Schaf fung eines 
internationalen multilateralen Investitionsgerichts 
einzusetzen. Inzwischen hat die EU-Kommission 
einen Mandatsentwurf für die Errichtung eines 
Multilateralen Investitionsgerichtshof (MIC) 
vorgelegt. Möglicherweise könnte 2019 mit 
einem internationalen Verhandlungsprozess auf 
UNCITRAL-Ebene begonnen werden. Dieser so-
genannte MIC würde dann ICS in den Abkommen 
mit Vietnam und Kanada (und perspektivisch in 
weiteren Abkommen) ablösen.7 Allerdings würde 
sich hiermit lediglich der Ort, an dem Streitfälle 
verhandelt werden, ändern. Die weitreichenden 
Rechte, die Unternehmen mit den bestehenden 
Investitionsschutzverträgen erhalten, würden 
unangetastet bleiben. Somit bliebe es wie beim ICS 
bei rein prozeduralen Verbesserungen.
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Bis 2017 wurden insgesamt 855 Investor-Staat 
Schiedsverfahren (ISDS) von der UNCTAD auf-
gezeichnet, wovon 297 Entscheidungen noch 
ausstehen und 548 Fälle bereits zum Abschluss 
kamen. Von den bereits abgeschlossenen Fällen 
sind 36,5% zugunsten des Staates und 27,9% 
zugunsten des Investors entschieden worden, 
22,8% anderweitig beglichen und die restlichen 
sind entweder unterbrochen worden oder es gab 
keine Entscheidung zugunsten einer Partei. Bei 
Bewertung dieser Zahlen ist allerdings zu be-
denken, dass es auch eine Dunkelzif fer von Fäl-
len gibt, die die UNCTAD nicht erfasst. Of tmals 
reicht schon die Androhung einer Klage durch 
ein Unternehmen, dass sich die Parteien außer-
gerichtlich einigen, entweder finanziell oder 
durch ein Entgegenkommen der Regierung bei 
der geplanten Regulierung, die entweder ab-
geschwächt oder zurück gezogen wird. Dies gilt 
auch für die Fälle, die als „beigelegt“ oder „ein-
gestellt“ gekennzeichnet sind. Darüber hinaus 
bedeutet auch eine Entscheidung für den Staat 
hohe Gerichtskosten, die vom Staat gezahlt 
werden müssen. Für die Klage Vattenfall gegen 
Deutschland aufgrund des Atomausstiegs hat 
die Bundesregierung alleine für die rechtliche 
Vertretung bisher (bis Mai 2018) über knapp 16 
Millionen Euro ausgegeben.8 Somit birgt also 

auch ein vermeintlich positiver Urteilspruch für 
den Staat die Gefahr, dass der Gesetzgeber ab-
geschreckt wird, fortschrittlichere Gesetze zum 
Schutz der Umwelt und der VerbraucherInnen 
einzuführen, wenn jahrelange Gerichtsverfahren 
und immense Kosten damit verbunden sind.

Den ersten bekannten ISDS-Fall gab es 1987, bei 
dem ein britischer Shareholder Sri Lanka auf-
grund ausfallender Renditen einer Shrimpsfarm 
nach einer militärischen Zerstörung verklagte. 
Bis 1996 folgten weitere fünf Fälle und erst um 
die Jahrtausendwende begann ein rasanter An-
stieg von Investor-Staat-Schiedsverfahren. In den 
letzten Jahren gab es einen auf fälligen Anstieg 
von Fällen, bei denen besonders der Umwelt- 
und Rohstof fbereich tangiert wurde.

Von den oben genannten Fällen, waren 367 mit 
einem klaren Bezug zu Umwelt und Rohstof fen, 
sprich Fälle zu Landwirtschaf t, Bergbau, Elektri-
zität/Gas oder Wassermanagement. Auch hier-
bei wird ein Anstieg insbesondere bei Klagen in 
den Sektoren Bergbau und Elektrizität/Gas seit 
2000 deutlich (s. Abb. 2). Diese sind zum Großteil 
den von Regierungen auf den Weg gebrachten 
Gesetzesänderungen oder Konzessionsabsagen 
geschuldet, die Investoren nutzen, um die Staa-
ten daraufhin auf Gewinnentschädigung zu ver-
klagen. In nur sehr seltenen Fällen geht es um 

2. ISDS-Fälle mit Rohstoff- und Umweltbezug – 
Zahlen und Fakten

Abbildung 1: Investor-Staat-Schiedsverfahren insgesamt  
Quelle: UNCTAD

Der für die Umwelt besonders kritische Rohstof fsektor initiiert auch  
die meisten ISDS-Klagen.   
Photo: Dominik Vanyi, Unsplash
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Kompensationszahlungen oder um ökologische 
Auswirkungen in betrof fenen Regionen, die die 
Staaten zu einem Umdenken bewegen und da-
durch eine Klage hervorrufen. Insgesamt stehen 
davon 149 Entscheidungen noch aus. Von denen, 
die entschieden wurden, sind rund ein Drittel 
jeweils zugunsten des Investors oder des Staa-
tes ausgefallen oder wurden anderweitig begli-
chen. Doch selbst in den Fällen, die zugunsten 
des  Staates entschieden wurden, müssen Ver-
fahrenskosten bezahlt werden, die of tmals in die 
Millionen gehen. So entstehen im Durchschnitt 
8 Millionen US-Dollar an Prozess- und Schieds-
gerichtskosten, von denen allein über 80% an 
die eigenen  AnwältInnen und ExpertInnen ge-
hen 9. Für Investoren eine hinnehmbare Summe, 
für Staaten jedoch kaum in der Öf fentlichkeit zu 
rechtfertigen. 

Abbildung 3 zeigt eine detaillierte Auflistung 
der ISDS-Fälle mit Rohstof f- und Umweltbezug 
seit 2011. Dabei wird deutlich, dass insgesamt 
ein leichter Anstieg zu vermerken ist, gerade 
bei Klagen im Bereich mineralische Rohstof-
fe und Kohle. Investoren mit Firmensitz in den 
Niederlanden scheinen dabei besonders gute 
Bedingungen für Investor-Staats-Klagen zu 
haben, gefolgt von Großbritannien, den USA, 
Luxemburg und Deutschland. Unterm Strich 
zeichnet sich ein Muster ab, in dem Investoren 
mit Sitz in Industrieländern insbesondere ost-
europäische, lateinamerikanische, afrikanische 

Abbildung 2: Neue ISDS-Klagen mit Umwelt/Rohstof fbezug seit 2000  
Quelle: UNCTAD

und zentralasiatische Staaten verklagen. Doch 
auch Staaten Westeuropas und Nordamerikas 
werden regelmäßig verklagt. In 2017 waren ein 
Fünf tel aller ISDS-Fälle intra-EU Klagen, in 2016 
sogar jeder vierte Fall. Dabei ging es meist um 
den Bankensektor, allerdings in fünf Fällen auch 
um Umwelt-/Energiethemen, wobei sich vier auf 
den Energiecharta-Vertrag von 1994 berufen. Seit 
2011 wurde in 84 Fällen auf diesen Vertrag Bezug 
genommen, bei der Hälf te der Fälle richtet sich 
die Klage gegen Spanien und zehn gegen Ita-
lien. Den wohl bekanntesten Fall stellt die Vat-
tenfall-Klage gegen Deutschland aufgrund des 
Atomausstiegs (Vattenfall II) dar. 
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Jahr Fälle mit 
Rohstof f 

 Umweltbezug

Mineralische 
 Rohstof fe/Kohle

Umwelt  
(inkl. Gas/Öl)

Verklagte Regionen  
Top 5

Firmensitz der 
 klagenden Investoren

2018 115 28 87

2017 115  
(21 neu /  

6 geschlichtet)

28  
(4 neu /  

4 geschlichtet)

87  
(17 neu /  

2 geschlichtet)

Afrika: 4
Osteuropa: 4
Zentralasien: 4
Westeuropa/Nordamerika: 4
Lateinamerika: 3

Niederlande: 7
UK: 4
USA: 3

2016 100  
(36 neu /  

15 geschlichtet)

28  
(14 neu /  

4 geschlichtet)

72  
(22 neu / 

11 geschlichtet)

Westeuropa/Nordamerika: 11
Osteuropa: 9
Lateinamerika: 6
Zentralasien: 3
Afrika: 2

Niederlande: 7
UK: 5
Deutschland: 3
Luxemburg: 3
USA: 3
Kanada: 3

2015 79  
(39 neu /  

23 geschlichtet)

18  
(7 neu /

5 geschlichtet)

61  
(32 neu / 

 17 geschlichtet)

Westeuropa/Nordamerika: 24
Osteuropa: 5 
Afrika: 4
Zentralasien: 3

Deutschland: 9
Luxemburg: 8
Niederlande: 5
UK: 4
Kanada: 3

2014 63  
(23 neu /  

9 geschlichtet)

17  
(9 neu /  

5 geschlichtet)

46  
(14 neu /  

4 geschlichtet)

Lateinamerika: 8  
Westeuropa/Nordamerika: 6
Osteuropa: 5 
Afrika: 2

Niederlande: 5
USA: 4
Kanada: 3

2013 48  
(24 neu /  

8 geschlichtet)

12  
(4 neu /  

3 geschlichtet)

36  
(20 neu /  

5 geschlichtet)

Osteuropa: 9
Westeuropa/Nordamerika: 7 
Lateinamerika: 4
Zentralasien: 3
Afrika: 1

Deutschland: 4
USA: 4
Luxemburg: 4
Niederlande: 3
UK: 3

2012 36  
(22 neu /  

5 geschlichtet)

15  
(8 neu /  

3 geschlichtet)

21  
(14 neu /  

2 geschlichtet)

Osteuropa: 6 
Lateinamerika: 5
Afrika: 4
Westeuropa/Nordamerika: 3

Niederlande: 4
UK: 3
Luxemburg 3

2011 18 neu 9 neu 9 neu Lateinamerika: 8
Afrika: 3
Zentralasien: 2
Westeuropa/Nordamerika: 2 
Osteuropa: 1

Kanada: 5
USA: 4
Niederlande: 4
UK: 3

Abbildung 3: Liste ISDS-Fälle seit 2011 mit Rohstof f/Umweltbezug  
Quelle: UNCTAD
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Der Rohstof fhunger kennt kein Pardon: 
Gasunternehmen Lone Pine Ressources 
verklagt Kanada

2012 reichte das US-amerikanischen Öl- und 
Gasunternehmen Lone Pine Resources Inc. eine 
Klage auf Schadenersatz bei dem internatio-
nalen Schiedsgericht ICSID (International Cen-
tre for Settlement of Investment Disputes) der 
Weltbank ein. Lone Pine verklagte Kanada auf 
250 Millionen kanadische Dollar Entschädigung 
(rund 168 Millionen Euro). Die kanadische Provinz 
Quebec hatte im Juni 2011 ein Fracking-Moratori-
um verhängt, das eine Gasförderung unter dem 
St. Lawrence River bis zur Fertigstellung einer 
umfassenden Analyse zur Umweltverträglich-
keit untersagte. Daraufhin warf Lone Pine der 
kanadischen Regierung vor „willkürlich, unbere-
chenbar und illegal” gehandelt zu haben. Lone Pine 
forderte Entschädigung für seine bisher getätig-
ten Investitionen, da das Förderrecht „ohne fairen 
Prozess, ohne Kompensation und ohne erkennbares 
öf fentliches Interesse“ entzogen wurde.10

Der Konzern beruf t sich auf die Vereinbarun-
gen des nordamerikanischen Freihandelsab-
kommens zwischen den USA, Kanada und 
Mexiko (North American Free Trade Agreement – 
NAFTA). Die darin enthaltenen Klauseln zu „fai-
rer und gerechter Behandlung“ und zu „Enteignung“ 
seien verletzt worden.11 Diese Klauseln nutzten 
Investoren am häufigsten, um Regierungen auf 
Schadenersatz zu verklagen, da die Auslegung 
ihrer Bedeutung sehr weit gefasst werden kann 
und in den Abkommen nicht deutlich einge-
grenzt wird.

Der Ausgang des Verfahrens zwischen Lone Pine 
und der kanadischen Regierung ist noch unge-
wiss, ein Urteil wird zeitnah erwartet.12

Warum ist das aus umweltpolitischer 
Sicht wichtig?

Wie auch in Deutschland gibt es in Kanada ge-
genüber Fracking starke Bedenken: 
Beim Fracking wird durch eine Bohrung unter 
hohem Druck Flüssigkeit in den Boden, aus dem 
gefördert werden soll, gepresst. Dadurch können 

darin befindliche Gase oder Flüssigkeiten leichter 
gewonnen werden.

Fracking birgt aber erhebliche Umwelt- und Ge-
sundheitsrisiken. Unter anderem können Chemi-
kalien ins Grund- und Trinkwasser, sowie in den 
Boden gelangen und diesen vergif ten. Zudem 
könnten neben den gewollten Mikrobeben auch 
größere Beben ausgelöst werden.

Da die tatsächlichen Folgen momentan noch 
schwer abzuschätzen sind, verhängte Quebec 
das Moratorium, um Zeit für genauere Untersu-
chungen zu gewinnen. 

Wäre die Klage auch mit dem geplanten 
Multilateralen Investitionsgerichtshof 
möglich?

Die Klauseln zu „fairer und gerechter Behandlung“ 
und „(indirekter) Enteignung“ auf die sich Lone 
Pine bei seiner Klage bezieht, wären durch den 
geplanten Multilateralen Investitions gerichtshof 
nicht beeinflusst: eine Klage wäre möglich.

Was bleibt unterm Strich?

Investitionsschutzklagen richten sich of tmals  – 
wie im Fall von Lone Pine gegen Kanada – gegen 
geplante oder verabschiedete Gesetze zum 
Schutz der Umwelt oder Gesundheit, aber auch 
gegen Auflagen zum Schutz von Arbeitnehmer-
Innen.

Die Klage von Lone Pine könnte abschreckend 
auf andere Regierungen wirken, die ebenfalls 
Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und der 
VerbraucherInnen planen und durchsetzen wol-
len. 

So werden Initiativen, die strengere Regulierun-
gen zum Schutz der BürgerInnen durchzusetzen 
wollen, im Keim erstickt und die Entscheidungen 
demokratisch gewählter VolksvertreterInnen 
durch Konzerninteressen ausgehebelt. 

3. Alles nur Gerüchte?  
Welche Regulierungen zum Schutz der Umwelt 
wurden bereits durch ISDS angegriffen?
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Keine goldene Zukunf t für Roșia 
Montană: Kanadischer Bergbaukonzern 
Gabriel Ressources verklagt Rumänien 

Im Juli 2015 reichte der kanadische Bergbaukon-
zern Gabriel Ressources einen Antrag auf ein 
Schiedsgerichtsverfahren gegen Rumänien beim 
ICSID (dem International Centre for Settlement 
of Investment Disputes der Weltbank) ein.13 Da-
mit hatte der Streit um die geplante Goldmine im 
rumänischen Roșia Montană einen neuen Höhe-
punkt erreicht.

Aber der Reihe nach: 1995 wählte Gabriel Ressour-
ces das Gebiet von Roșia Montană in den rumä-
nischen Karpaten aus, um hier Europas größte 
Goldmine entstehen zu lassen. Dafür sollten zwei 
Talschaf ten in Krater verwandelt und rund 2.000 
Menschen umgesiedelt werden. Gabriel Res. ver-
sprach sich rund acht Milliarden US-Dollar Profit 
von der Mine. Für die Menschen vor Ort bedeuten 
diese Pläne ein paar Hundert Arbeitsplätze und 
davon abgesehen Umsiedlung und verheerende 
Umweltzerstörung, wegen der geplanten Ver-
wendung des hochgif tigen Natriumcyanid bei 
der Gewinnung des Goldes. Bei Oxidation be-
steht eine akute Brand- und Explosionsgefahr. Bei 
einem Kontakt mit Wasser oder Feuchtigkeit ent-
wickeln sich brennbare Gase, außerdem können 
sich toxische Dämpfe entwickeln.

Nachdem der Bergbaukonzern von der dama-
ligen rumänischen Regierung eine Konzession 
zum Betrieb eines Tagebaus in Roșia Montană er-
halten hatte, wurde mit der Ablöse von Häusern 
und Grundstücken, sowie mit Abrissarbeiten 
begonnen. Gegen dieses Projekt begann sich je-
doch öf fentlicher Widerstand zu regen, der sich 

bald zu der größten zivilgesellschaf tlichen Bewe-
gung aller Zeiten in Rumänien entwickeln sollte.14 
Ein Höhepunkt des Protestes war im Herbst 2013 
erreicht, als über mehrere Wochen hinweg je-
den Sonntag in 50 rumänischen Städten jeweils 
30.000 Menschen auf die Straße gingen. Darüber 
hinaus gab es jeden Abend Kundgebungen in der 
Hauptstadt Bukarest. Auf Druck der Öf fentlich-
keit stoppte die rumänische Regierung das Pro-
jekt. Im November 2013 wurde ein Gesetz, das 
die Mine möglich gemacht hätte, vom rumäni-
schen Parlament abgelehnt.

Um die Mine zu ermöglichen, sollte das Parla-
ment ein neues Gesetz zum Abbau von Rohstof-
fen verabschieden.15 Kurz vor der Abstimmung 
über dieses Gesetz im November 2013 drohte 
der CEO von Gabriel Res., Jonathan Henry, Ru-
mänien bereits mit einer Investor-Staat-Schieds-
gerichtsklage (ISDS), sollte die Mine verhindert 
werden. Hier nannte er die mögliche Klagesum-
me von vier Milliarden Dollar, die als Entschä-
digung gefordert werden könnten.16 Das wären 
rund zwei Prozent von Rumäniens BIP, und ent-
spricht dem jährlichen Budget des Landes für 
Bildung. Dieser Einschüchterungsversuch blieb 
angesichts des breiten Drucks der Öf fentlich-
keit jedoch ungehört: Das Parlament lehnte das 
neue Gesetz ab, das Projekt Goldmine war buch-
stäblich begraben. 

Anfang 2015 ging der Konzern dann den nächs-
ten Schritt, kontaktierte of fiziell die rumänische 
Regierung und drohte mit einer ISDS-Klage, 
sollte das Projekt nicht doch noch bewilligt wer-
den.17 Sechs Monate später reichte Gabriel Res. 
Klage auf Schadenersatz beim Schiedsgericht 
ICSID ein.

Für den Abbau des Goldes sollten zwei Talschaf ten in Krater verwandelt und rund 2.000 Menschen umgesiedelt werden.  
Photo: Radu Salcudean, rosiamontana.world
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Einige Fakten würden berücksichtigt, aber nicht 
die juristische Argumentation an sich.22

Warum ist das aus umweltpolitischer 
Sicht wichtig?

Die geplante Roşia Montană-Mine wäre Europas 
größter Gold-Tagebau. Riesige Gesteinsblöcke 
müssten gesprengt und verarbeitet werden. Um 
das Gold aus dem Fels zu extrahieren, würden 
jährlich zwölf bis 15 Millionen Kilogramm  Zyanid – 
eine hochgif tige Chemikalie – eingesetzt und an 
die Umwelt abgegeben. Der Einsatz von  Zyanid 
ist hochumstritten, bei Unfällen kann es ins 
Trink wasser gelangen und dieses vergif ten. So 
hat das Europaparlament Zyanid-Verbot für den 
Bergbau gefordert, da „sich in den vergangenen 25 
Jahren weltweit über 30 schwere Unfälle ereignet ha-
ben, bei denen Zyanid freigesetzt wurde“.23

Wäre die Klage auch mit dem geplanten 
Multilateralen Investitionsgerichtshof 
möglich?

Die Klauseln zu „Fair and Equitable Treatment“, (in-
direkter) Enteignung und Diskriminierung, auf die 
sich Gabriel Res. bei seiner Klage bezieht, wären 
durch den geplanten Multilateralen Investitions-
gerichtshof nicht beeinflusst, eine Klage wäre 
möglich.

Was bleibt unterm Strich?

Auch wenn der Ausgang des Verfahrens noch 
of fen ist, zeigt nicht zuletzt der Stopp um die 
Bewerbung Rosia Montanas als UNESCO-Welt-
kultur erbe, wie groß der Druck auf Regierungen 
ist, wenn sie Konzernklagerechten ausgesetzt 
sind.

Dicke Luf t: Chemiekonzern Ethyl Corpo-
ration verklagt Kanada

Ende der neunziger Jahre war der prominenteste 
Konzernklagefall die Klage von Ethyl Corp. gegen 
Kanada wegen des Verbots von schädlichen Ben-
zinzusätzen. Aufsehen erweckte auch die dama-
lige Rekordsumme von 251 Millionen US-Dollar, 
die der Investor als Entschädigung forderte. 

Das US-amerikanische Unternehmen Ethyl Corp. 
stellt Benzin her und wollte in Kanada den Ben-
zinzusatz MMT (Methylcyclopentadienyl) verkau-
fen. Mangan, ein Bestandteil von MMT, steht im 
dringenden Verdacht, Nervenschäden zu verursa-
chen. Der Zusatz MMT war damals bereits in den 
USA durch die dortigen Umweltbehörden verbo-
ten (das Verbot wurde allerdings nach einer Klage 
Ethyls gegen die Umweltbehörde aufgehoben). 

Das Unternehmen klagt aufgrund der bilateralen 
Investitionsschutzabkommen (BIT) Rumäniens 
mit Kanada und mit dem Vereinigten Königreich. 

Gabriel bezieht sich in der Klage auf die Klausel 
zum „Fair and Equitable Treatment“, also die faire 
und gerechte Behandlung (FET). Diese erlaubt In-
vestoren eine sehr weitreichende Auslegung dar-
über, was „fair und gerecht“ ist. Konzerne berufen 
sich deshalb besonders häufig bei ihren Klagen 
auf die FET-Klausel und sind damit auch beson-
ders erfolgreich: Bei 75% der von US-Konzernen 
gewonnenen Klagen wurde mit einer Verletzung 
der FET-Klausel argumentiert.18

Gabriel nennt „ständige Verzögerungen bei den 
Genehmigungsverfahren”, den „Antrag Rumäniens, 
Roşia Montană in die Liste der UNESCO-Weltkul-
turerbe aufzunehmen“, und die „Politisierung“ des 
Genehmigungsprozesses als Beispiele für die un-
faire Behandlung, die dem Konzern wider fahren 
ist.19

Des Weiteren beruf t sich das Unternehmen auf 
die Verletzung der Klauseln zur „indirekten Ent-
eignung“ und zu „Diskriminierung“. Im Hinblick 
auf Enteignung argumentiert Gabriel, dass ver-
schiedene Handlungen, aber auch Untätigkeiten 
der rumänischen Regierung „den Betrieb der Mine 
blockiert und verhindert haben“.20

Noch ist der Ausgang des Verfahrens ungewiss, 
allerdings hat die rumänische Regierung im Juni 
2018 darum gebeten, den Aufnahmeprozess Ro-
sia Montanas in die Liste der UNESCO-Weltkul-
turerbe zu stoppen. Der zuständige rumänische 
Kulturminister bezog sich in seiner Begründung 
direkt auf die laufende Klage von Gabriel Res.21

Spannend an dem Fall ist auch, dass sie neben 
der Perspektive der Regierung und der des 
Unternehmens, auch die betrof fene Zivilgesell-
schaf t aktiv bemüht ihre Position zu dem Fall 
einzubringen. Anfang November reichten die 
Organisationen CIEL, ClientEarth und ECCHR im 
Namen der betrof fenen rumänischen Zivilge-
sellschaf t einen Amicus Curiae Schrif tsatz beim 
ICSID ein. Darin schildern sie neue Fakten zu 
Menschenrechtsverletzungen, die die Gegner-
Innen der Mine erlitten haben. Damit hat erst-
mals die betrof fene Zivilgesellschaf t selbst ihre 
Positionen zu einem ISDS-Fall vor das Schieds-
gericht gebracht. Da ICSID aber formell nicht 
verpflichtet ist, diesen Schrif tsatz mit in ihre 
Beurteilung einzubeziehen, bleibt es leider ein 
stumpfes Schwert im Vergleich zu den Rechts-
mitteln und -wegen, die Unternehmen of fen 
stehen. Mitte Dezember wurde bekannt, dass 
ICSID den Schrif tsatz nur begrenzt anerkenne. 
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In Kanada waren die Voraussetzungen für ein 
Verbot durch die kanadischen Umweltbehörden 
nicht gegeben, da keine verlässlichen Langzeit-
studien zur Wirkung von MMT vorlagen. Um 
trotzdem die kanadischen BürgerInnen vor den 
Auswirkungen von MMT zu schützen, verbot die 
kanadische Regierung 1997 den grenzüberschrei-
tenden Import und Binnentransport des Zusatzes. 

Daraufhin reichte Ethyl Corp. eine Klage beim 
Schiedsgericht ICSID ein. Der Konzern berief sich 
auf die Vereinbarungen des nordamerikanischen 
Freihandelsabkommens zwischen den USA, Ka-
nada und Mexiko (North American Free Trade 
Agreement – NAFTA). Er argumentierte, dass die 
Bestimmungen zu „Enteignung“ durch das Im-
portverbot verletzt worden seien und die erhof f-
ten Gewinne dadurch nicht eingetreten seien.

1998 einigten sich die kanadische Regierung und 
Ethyl Corp. auf einen Vergleich. Die kanadische 
Regierung zahlte nicht nur 13 Millionen US-Dollar 
Entschädigung an Ethyl Corp., sondern sie hob 
auch die Import- und Transportverbote auf. Ein 
weiterer Teil des Vergleichs war eine öf fentliche 
Erklärung der Regierung, in der diese das Fehlen 
von Beweisen für die Schädlichkeit von MMT ein-
gestand. 

MMT wird aktuell vom Ethyl-Nachfolger Af ton 
Chemical sowie von Cestoil Chemical Inc. in Kana-
da vertrieben (dort unter dem Namen Cestoburn).

Warum ist das aus umweltpolitischer 
Sicht wichtig?

Die mit MMT verbundenen Gesundheits- und 
Umweltrisiken werden seit Jahrzehnten hef tig 
und kontrovers diskutiert. Unmittelbare Sym-
ptome eines Kontakts mit MMT bei Menschen 
sind leichte Haut- und Augen-Irritationen. Kurz-
fristige Symptome im Zusammenhang mit 
MMT-Vergif tungen beinhalten unter anderem 
Kopfschmerzen, Erbrechen und Atemschwie-
rigkeiten. Tierversuche haben gezeigt, dass 
langfristiger Kontakt mit MMT in Leber- und Nie-
renschäden resultieren kann. Außerdem können 
die Dämpfe von MMT mit Luf t ein explosionsfä-
higes Gemisch bilden.

Wäre die Klage auch mit dem geplanten 
Multilateralen Investitionsgerichtshof 
möglich?

Die Klausel zu (indirekter) Enteignung, auf die 
sich Ethyl Corp. bei seiner Klage bezogen hat, 
wären durch den geplanten Multilateralen Inves-
titionsgerichtshof nicht beeinflusst, eine Klage 
wäre möglich.

Was bleibt unterm Strich?

Of tmals enden Konzernklagen nicht mit einer 
Verurteilung des Staates auf Schadenersatz, 
sondern die Parteien einigen sich auf einen 
Vergleich bei dem nicht nur Geld f ließt, son-
dern auch Zugeständnisse gemacht werden, 
die die regulatorischen Möglichkeiten des Ge-
setzgebers einschränken, beziehungsweise 
Verordnungen zum Schutz der Umwelt und 
VerbraucherInnen verhindern oder rückgängig 
machen. 

So gibt die Datenbank der UNCTAD24 im Sep-
tember 2018 an, dass in 36,5% der Fälle der 
Staat gewinnt, in 27,9% der Fälle der Investor. 
So könnte man meinen, dass Staaten sehr wohl 
auch von vermeintlich voreingenommenen 
Schiedsgerichten Recht zugesprochen wird, so-
gar häufiger als den Unternehmen. Allerdings 
wurden 22,8% der Fälle anders beigelegt als 
durch einen Urteilsspruch. Dies bedeutet ent-
weder eine finanzielle Einigung zwischen den 
Streitparteien, oder aber die Regierung kommt 
dem Unternehmen entgegen, indem sie Zuge-
ständnisse bei dem geplanten oder eingeführ-
ten Gesetz macht. Ein gutes Beispiel hierfür ist 
der oben genannte Fall. Gleichzeitig können 
nur Unternehmen Klagefälle einreichen, die 
dann von AnwältInnen verhandelt werden, die 
finanziell von möglich vielen Fällen profitieren. 
Schiedsanwälte können gleichzeitig als Anwalt 
wie auch als Schiedsrichter auf treten. Somit 
ist eine Unabhängigkeit der JuristInnen nicht 
zweifels frei gegeben.

Dank eines Vergleichs vor einem Schiedsgericht, darf in Kanada auch heute noch 
der vermutlich gif tige Benzinzusatz MMT verkauf t werden.  
Photo: Patrick Hendry, Unsplash
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Warum ist das aus umweltpolitischer 
Sicht wichtig?

Das Kraf twerk Moorburg und die Entnahme und 
Rückführung von Kühlwasser aus und in die Elbe 
könnten sich negativ auf geschützte Arten wie 
Lachs, Flussneunauge oder Meerneunauge. Die 
Elbe ist ihr Wandergebiet und die zur Kühlung 
des Kraf twerks erforderliche Wasserentnahme 
ist schädlich für diese Tiere und kann sich schäd-
lich auf das gesamte Biotop der Elbe auswirken. 
Zum Schutz der Biodiversität hat die EU das 
Schutzprogramm Natura 2000 und verschiede-
ne rechtliche Rahmenbedingungen wie etwa die 
Wasserrahmenrichtlinie eingerichtet, welche im 
Rahmen der Einigung mit dem Konzern nicht er-
füllt werden konnten.31

Wäre die Klage auch mit dem geplanten 
Multilateralen Investitionsgerichtshof 
möglich?

Kurzum: Ja. Vattenfall bezieht sich auf seine 
Rechtsansprüche unter dem Vertrag über die 
Energiecharta.32 Der Konzern stützt sich dabei 
auf die Klauseln zu „fairer und gerechter Behand-
lung“, sowie indirekter Enteignung. Dabei ar-
gumentiert Vattenfall insbesondere, dass die 
Entscheidung politisch motiviert und somit will-
kürlich war; kein Hinweis darauf, dass Vattenfall 
die Ansprüche der Wasserschutzrahmenricht-
linie anerkennt. Die Klauseln wären durch den 
geplanten Multilateralen Investitionsgerichtshof 
nicht beeinträchtigt und würden im vollen Aus-
maß zum Tragen kommen.

Was bleibt unterm Strich?

Der Fall zeigt, wie sich Konzerne mit Hilfe von 
Sonderklagerechten die Wirtschaf tlichkeit ihrer 
Investitionen sichern – wenn auch auf Kosten der 
Umwelt. Außerdem zeigt der Fall den Konflikt 
zwischen der Verpflichtung zum EU-Recht (FFH – 
Richtlinie der EU/Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie) 
und Investorenrechten auf. 

Wasserschutzauflagen unter   
Beschuss: Vattenfall klagt erstmals 
gegen  Deutschland 

Der Klagefall Vattenfall gegen Deutschland (auch 
bekannt als Vattenfall I, da der Konzern ein wei-
teres Mal gegen den Atomausstieg klagte) be-
zieht sich auf eine Genehmigung zur Nutzung 
von Elbwasser für die Kühlung des Kraf twerks 
in Hamburg-Moorburg des schwedischen Inves-
tors Vattenfall.25 Der Konzern beklagte, dass die 
Erteilung der wasserrechtlichen Genehmigung 
verspätet erfolgte und die mit der Genehmigung 
verbundenen Auflagen „extrem strenger“ als ur-
sprünglich angekündigt seien. Dabei beziehen sie 
sich auf die zur Kühlung entnehmbare Wasser-
menge, sowie die Temperatur, in der das Wasser 
im Anschluss in die Elbe zurückgeführt werden 
darf. Zudem wurde die Monitoring-Phase verlän-
gert.26 Diese würden von den von Vattenfall zu 
Recht angestellten Erwartungen abweichen und 
seien daher willkürlich und führen zu einer Bedro-
hung der Wirtschaf tlichkeit der Investition. So-
mit kämen sie einer indirekten Enteignung gleich 
und seien zudem eine ungerechte Behandlung 
des Konzerns, dessen Recht auf faire und billige 
Behandlung im Energiecharta-Vertrag geschützt 
wird, auf den sich die Klage stützt. Die Geneh-
migung war damals unter Leitung der grünen 
Umweltbehörde im gemeinsamen Senat mit der 
CDU in Hamburg erteilt worden. Doch schon als 
Vattenfall sein Kraf twerk Moorburg in Hamburg 
plante, sorgte das für viel politischen Ärger. Die 
Grünen versprachen damals im Wahlkampf, dass 
sie, einmal an der Macht, für strenge Umweltauf-
lagen sorgen würden. Dabei bezogen sie sich auf 
die Einhaltung der EU-Wasserrahmenrichtlinie 
für eine nachhaltigere und umweltverträglichere 
Wassernutzung. Als sie dann mit der CDU regier-
ten, setzten sie ihr Versprechen auch um. So klagte 
der Konzern 2009 vor dem privaten Schiedsgericht 
ICSID in Washington auf 1,4 Milliarden Euro Scha-
densersatz.27 Nach zwei Jahren Rechtsstreit wur-
de das Verfahren mit einer Einigung beigelegt. 
Vattenfall bekam eine neue wasserrechtliche Ge-
nehmigung mit geringeren Umweltauflagen. Der 
Umweltschutz musste den Konzerninteressen 
weichen.28 Ironischerweise klagte im März 2015 die 
EU-Kommission gegen Deutschland wegen des 
Versäumnisses, bei der Genehmigung des Kraf t-
werks Moorburg die EU-Umweltschutzvorgaben 
nicht beachtet zu haben.29 Am 27. April 2017 stellte 
der Europäische Gerichtshof fest, dass die Bundes-
republik Deutschland gegen diese Verpflichtun-
gen verstoßen habe, da bei der Genehmigung der 
Errichtung des Kohlekraf twerks Moorburg keine 
korrekte und vollständige Verträglichkeitsprüfung 
durchgeführt wurde.30
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Arten- und Biodiversitätsschutz auf  
dem Abstellgleis: Öl-Gigant Chevron  
klagt gegen Ecuador 

Traurigerweise weiterhin hochaktuell ist der 
der Klagefall der amerikanischen Ölbohrfirma 
Chevron gegen Ecuador aus dem Jahr 2009. Die 
Klage ist Teil der über 40-jährigen Geschichte des 
Extraktivismus und der Folgen eines Ölförder-
systems jenseits aller Standards in Ecuador. Im 
Jahr 2009 verklagte der Konzern Chevron den 
Staat Ecuador auf Grundlage eines Abkommens 
zwischen Ecuador und den USA.33 Der Konzern 
wollte somit eine Milliarden-Zahlung wegen 
der weitläufigen Verschmutzung des Amazonas 
umgehen  – ein Ergebnis der intensiven Erdöl-
förderung in diesem Gebiet. Der Fall illustriert, 
wie systematisch und kontinuierlich das sensible 
und aber zugleich so reichhaltige Ökosystem des 
Amazonas ausgebeutet und verseucht wurde. 
Zunächst ursprünglich durch die US-amerikani-
sche Firma Texaco, die 2001 mit der Chevron Cor-
poration zu Chevron-Texaco fusionierte. 

Noch bevor Chevron Texaco erwarb, hatte der 
Konzern zwischen 1964 und 1991 nach eigenen An-
gaben rund 1.7 Milliarden Barrel Öl in Ecuador ge-
fördert. Doch Texaco ließ giftige Abwässer, die bei 
der Ölförderung entstanden, direkt in Flüsse und 
Bäche pumpen. Die Region ist nachweislich mit 
Erdöl und toxischen Schwermetallen belastet. Wis-
senschaftlich untersuchte Proben übersteigen um 
ein Mehrfaches die gesetzlichen Grenzwerte. Un-
ter der Verschmutzung leidet nicht nur Flora und 
Fauna, sondern auch Gemeinden der rund 30.000 
AmazonasbewohnerInnen, einschließlich der ge-
samten Bevölkerung von sechs indigenen Gruppen. 
Nach einem zwei Jahrzehnte andauernden Rechts-
streit auf verschiedenen Ebenen wurde Chevron 
zu 9,5 Milliarden US-Dollar Strafzahlung verurteilt, 
um das kontaminierte Gebiet zu säubern und die 
Gesundheitsversorgung der Gemeinden sicherzu-
stellen. Dies geht auf eine Klage der betrof fenen 
Bevölkerung zurück, die zuletzt 2018 vom Verfas-
sungsgericht Ecuadors bestätigt wurde.34

Doch statt sich zu beugen, strengte Chevron sei-
nerseits eine Konzernklage an, um die Entschei-
dung anzufechten. Im September 2018 wurde der 
Schiedsspruch öf fentlich35, der den Konzern von 
jeglicher Verantwortung freispricht und somit 
nicht nur die Entscheidungshoheit der Ecuado-
rianischen Gerichte untergräbt, sondern auch die 
Forderungen der Zivilgesellschaf t und Betrof-
fenen eines über 20 Jahre andauernden juristi-
schen Ringens delegitimiert. Zudem soll Ecuador 
für den im Rahmen des Rechtstreits entstande-
nen Schaden des Konzerns aufkommen, Kosten, 
deren Höhe noch nicht bekannt ist.

Warum ist das aus umweltpolitischer 
Sicht wichtig?

Der Amazonas ist eines der größten Biodiversi-
tätswunder der Erde. Im tropischen Regenwald 
existiert eine artenreiche Vegetation verschie-
denster Gattungen: Palmen, Bromelien, Ceibos, 
Helikonien, Macrolobium, wilden Rosen und ver-
schiedene Orchideenarten, die teils von den indi-
genen Gruppen der Region medizinisch genutzt 
werden. Das verschmutzte Gebiet beheimatet 
unter anderem Papageien, Königsfischer, Amei-
senbären, Krallenaf fen, Kaimane, Piranhas und 
gif tige Pfeilgif tfrösche. Gelegentlich werden Süß-
wasserdelfine, Gürteltiere und Anakondas gesich-
tet. Der Fluss stellt zudem den Lebensmittelpunkt 
der dort lebenden Bevölkerung dar - nicht zuletzt 
als Jagdgebiet, zur Trinkwasserversorgung oder 
für die Bewässerung der Landwirtschaf t.

Diese Aktivitäten sind durch die Verseuchung des 
Flusswassers eingeschränkt und die AnwohnerIn-
nen weiterhin gesundheitlich gefährdet. Hunder-
te sind bereits ihren Erkrankungen erlegen. Die 
Krebsrate ist überdurchschnittlich hoch.36 Die 
Verseuchung bedroht zudem auch die Umwelt.

Wäre die Klage auch mit dem geplanten 
Multilateralen Investitionsgerichtshof 
möglich?

Der klagende Konzern Chevron bezieht sich 
auf Rechte aus dem bilateralen Investitionsab-
kommen zwischen Ecuador und den USA. Der 
Konzern beschreibt in seiner Klageschrif t, dass 
Ecuador ihm mit seinen Forderungen Unrecht zu-
fügen würde und ihm nicht die faire und gerechte 

Der Amazonas ist eines der größten Biodiversitätswunder der Erde.  
Photo: Neil Palmer/CIAT, wikimedia 
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Behandlung zuteilkommen lassen würde, die 
ihm zusteht. Die Verurteilung zu einer Strafzah-
lung, um das kontaminierte Gebiet zu säubern 
und die Gesundheitsversorgung der Gemeinden 
sicherzustellen, sei nicht zuletzt ein Missbrauch 
des Rechtssystems und somit zutiefst unfaires 
Verhalten gegenüber Chevron.37 Diese Klauseln 
des Investitionsabkommens wären durch den 
Multilateralen Investitionsgerichtshof nicht be-
einflusst. 

Was bleibt unterm Strich?

Der Fall zeigt, wie Konzerne sich durch Konzern-
klagen versuchen aus der Verantwortung zu 
ziehen. Sinnbildlich ist dafür, dass das Schieds-
spruch-Tribunal des Klagefalls in seinem Schieds-
spruch die nationale Rechtsprechung Ecuadors 
nicht anerkennt. Einer der Chevron Anwälte soll 
zu Beginn der ISDS-Klage Chevrons den Prozess 
mit den folgenden Worten kommentiert haben: 

„Eher wird die Hölle gefrieren, als dass wir dieses 
Urteil anerkennen.“38 „Gesagt – getan“ lässt sich da-
raus seit September nur resümieren. Dieser Fall 
zeigt wie sehr der Investor-Staat-Klagemechanis-
mus (ISDS) Investorenrechte, private Interessen 
und Profite über Gemeinwohl – wie beispielswei-
se Naturschutz eines einzigartigen Biodiversi-
tätssystems wie der Amazonas oder Gesundheit 
ganzer Gemeinden  – stellt. Der Schiedsspruch 
unterwandert darüber hinaus die justizielle 
Hoheit von souveränen Staaten. Zwar hat jeder 
völkerrechtlicher Vertrag diesen Anspruch. Völ-
kerrechtliche Verträge werden geschaf fen, um 
Staaten bindend zu verpflichten, aber die In-
vestitionsschutzverträge mit Konzernklagen 
unterscheiden sich in ihrer Ef fektivität von der 

Vollstreckung anderer völkerrechtlicher Verträ-
ge: die Schiedssprüche sind wie innerstaatliche 
Urteile vollstreckbar. Einen solchen Durchgrif f 
kennen andere völkerrechtliche Verträge nicht.

Ölbohrung ist ein invasiver Rohstof fabbau, der 
massiven Einfluss auf die Umwelt hat. Den Ein-
fluss auf die Umgebung möglichst gering zu 
halten, ist kostspielig und erfordert viel Engage-
ment. Wie so of t hat die lokale Bevölkerung nicht 
von der Erdölförderung profitiert  – im Gegen-
teil hat sie für die erwirtschaf teten Profite des 
Konzerns einen hohen Preis gezahlt. Die gegen 
Mensch und Umwelt gerichtete Ölförderung jen-
seits etablierter Standards hat ihre natürlichen 
Lebensgrundlagen und ihre Kultur zerstört, so-
wie zur Erkrankung und Tod von Tausenden von 
Menschen geführt.

Jenseits des einseitig gestalteten Systems der 
Sonderklagerechte für Konzerne zeigt dieser Fall 
auch erneut die Problematik der fehlenden inter-
nationalen Haf tbarkeit von global agierenden 
Konzernen. Es gibt keine Instanz, die Konzerne 
im Ausland für Menschenrechtsverletzungen 
haf tbar machen kann und Strafen durchsetzen 
kann. Menschen vor Ort und Umwelt gehören 
also immer zu den Verlierern.

Ecuador spielt zudem eine Symbolrolle: So kün-
digte der Staat eine Vielzahl seiner bilateralen 
Verträge mit ISDS und nahm 2008 den Artikel 
422 in seine Verfassung auf, der es dem Staat 
untersagt, Verträge einzugehen, in denen er 
seine Souveränität an internationale Schieds-
gerichte übertragen muss. Zudem gehört das 
Land zu den Initiatoren eines Prozesses für einen 
bindenden UN Vertrag für Wirtschaf t und Men-
schenrechte. Der Beginn eines langen Wegs mit 
ungewissem Ausgang.

Die Shuar ist eine von sechs indigenen Gruppen, die die Folgen der Umwelt-
zerstörung durch Chevron-Texaco direkt zu spüren bekommen.  
Foto: Bastien Mazars
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Heimat der indigenen Gemeinschaf ten Nan-
hu und Otomi. Die Region ist bereits mit Arsen 
früherer Bergbauaktivitäten kontaminiert. Die 
betrof fene Gemeinde hatte zu Beginn der Strei-
tigkeiten betont, dass der Bau einer Abfallentsor-
gungsanlage auf einer Verwerfungslinie in einem 
mit Arsen belasteten Gebiet in der Nähe von indi-
genen Gemeinschaf ten und einem Schutzgebiet 
eine bedeutende Umweltbedrohung darstelle.

Wäre die Klage auch mit dem Multilatera-
len Investitionsgerichtshof möglich?

Ja, eine Klage wäre auch weiterhin möglich. Der 
Investor bezieht sich bei seiner Klage auf Klau-
seln, die ihm innerhalb des bilateralen Investi-
tionsabkommens zwischen Spanien und Mexiko 
zugesprochen werden. Die Anklage stützt sich 
auf Klauseln zu fairer und gerechter Behand-
lung, sowie der indirekten Enteignung, da sich 
die Investition für den Konzern nun nicht mehr 
auszahlt. Diese Klauseln sind fester Bestandteil 
der Investorenrechte, die in Handels- und Inves-
titionsabkommen festgeschrieben werden. Auch 
mit dem Multilateralen Investitionsgerichtshof 
können sich die Investoren weiterhin auf diese 
Rechte beziehen.

Was bleibt unterm Strich?

Der Fall zeigt, die Regulierungen im öf fentlichen 
Interesse durch Konzernklagen angegrif fen wer-
den können und so eine finanzielle Belastung 
für den Staatshaushalt darstellen. Öf fentliches 
Interesse und demokratische Revisionen einer 
vorherigen Entscheidung sind im Lichte von Kon-
zernklagerechten nicht möglich.

Öf fentliches Interesse und Umweltschutz 
im Kampf gegen Konzerninteressen:  
Gif tmüll im Gebiet des UNESCO 
 Welt erbe – Abengoa gegen Mexiko 

Im Dezember 2009 reichte der spanische Tech-
nologie-Konzern Abengoa eine ISDS-Klage 
gegen Mexiko. Der Konzern stützt seine Klage 
auf das bilaterale Investitionsabkommens zwi-
schen Spanien und Mexiko.39 Klagegegenstand 
war der Bau einer Abfallentsorgungsanlage, die 
der Konzern in der mexikanischen Gemeinde 
Zimapan errichten wollte. Die Gemeinde hatte 
sich aus ökologischen Gründen gegen den Bau 
ausgesprochen. In Folge darauf wurde im De-
zember 2007 Abengoas Landnutzungserlaubnis 
nicht erneuert und die Gemeinde erklärte im 
März 2010 die Betriebsgenehmigung für ungül-
tig.40 Gestützt wurde dieses Argument darauf, 
dass diese nicht gemeinsam mit dem Gemein-
destadtrat ausgestellt worden sei und nicht 
dem öf fentlichen Interesse entspräche. So wur-
de festgestellt, dass der Betrieb der Anlage zur 
Behandlung und kontrollierten Einschließung 
von gefährlichen Abfällen und deren Hilfs-
einrichtungen das verfassungsmäßige Recht 
der Gemeinde bedrohe, dass jeder und jedem 
Bewohner zusichert, dass seine und ihre Ent-
wicklung und das Wohlergehen der Gemein-
de ermöglicht werde. Der Konzern Abengoa 
behauptete darauf hin, dass die Maßnahmen 
der Gemeinde, die den Betrieb seiner Anlage 
gefährdeten, gegen die ihm zugesicherten In-
vestorenrechte verstoßen und klagte. Im April 
2013 entschied das Schiedsgericht zugunsten 
von Abengoa und stellte fest, dass die Ver-
weigerung einer Betriebsgenehmigung für die 
umstrittene Sondermüllanlage eine indirekte 
Enteignung der Investition von Abengoa sei und 
das Handeln der lokalen Regierung die Garan-
tie des Unternehmens verletzte, einen „Mindest-
standard der Behandlung“ („minimum standard 
of treatment“) zu genießen. Das Tribunal beor-
derte Mexiko, Abengoa 40 Millionen US-Dollar 
(ursprünglich gefordert hatte der Konzern 70 
Millionen) zuzüglich Zinsen als Entschädigung 
für seine erwarteten zukünf tigen Gewinne aus 
der Müllanlage zu zahlen und die Hälf te der 
Konzern-Gerichtskosten und Rechtskosten zu 
decken. 41

Warum ist das aus umweltpolitischer 
Sicht wichtig?

Die Anlage sollte auf einer geologischen 
Bruchlinie gegenüber einem Damm und dem 
Sierra-   Gorda biosphere-Reser vat errichtet 
 werden  – einem UNESCO-Weltkulturerbe und 

Nicht nur Rohstof fabbau, sondern auch Mülllagerungsstätten bedrohen die Umwelt.  
Foto: Bastien Mazars
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dass der durch die Bohrungen und Förderung 
erzeugte Unterwasserlärm enorme Konse-
quenzen auf die Tierwelt hat. Sie schätzen, dass 
durch den Lärm viele Meeresbewohner vertrie-
ben, verletzt oder getötet werden könnten. Zu-
dem bringt der Abbau von Bodenschätzen eine 
großflächige Veränderung des Meeresbodens 
mit sich und birgt nicht zuletzt ein großes Un-
fallrisiko, das ein massives Risiko für Mensch, 
Tier und natürlich Pf lanzenwelt darstellt. Im 
Sinne des Klimaschutzes und des Ressourcen-
schutzes ist es unverantwortlich, auf die För-
derung letzter Ölvorräte zu setzten und zu 
verbrennen.44

Wäre die Klage auch mit dem  
Multilateralen Investitionsgerichtshof 
möglich?

Ja, denkbar wäre auch diese Klage. Der Konzern 
bezieht sich in seiner Klage u. a. auf das Recht, 
dass auch zukünf tige Gewinne geschützt sein 
müssen. Dies ist auch weiterhin einklagbar. Aber 
bisher ist die Klageschrif t nicht veröf fentlicht 
und der Konzern bezieht auch öf fentlich keine 
detaillierte Stellung, auf welche substantiellen 
Rechte er seine Klage gestützt hat. Da das Sys-
tem keine automatische Veröf fentlichung der 
Klageschrif t und der Prozessunterlagen vorsieht, 
kann diese Information noch eine Weile unter 
Verschluss bleiben.45

Was bleibt unterm Strich?

Konzernklagerechte sind ein gefährliches Ins-
trument mit langer Wirksamkeit. Dieser Fall 
zeigt die Gefahren, die ein Land mit Abschluss 
eines solchen Abkommens mit Sonderrechten 
eingeht. Denn selbst wenn Länder den Vertrag 
wieder kündigen, können sie vom langen Arm 
der Konzernklagerechte wieder eingeholt wer-
den. Denn Länder können weiterhin verklagt 
werden, selbst nachdem sie das Abkommen 
(Beispiel Vertrag der Energiecharta - ECT) verlas-
sen haben: Nachdem Italien von seinem ersten 
Multi-Millionen-Anspruch unter dem ECT be-
trof fen war, kündigte es Ende 2014 den Vertrag 
auf. Rockhoppers Klage gegen das Land wurde 
nach dem Austritt Italiens aus dem ECT regis-
triert.46 Dies ist möglich aufgrund der zutiefst 
undemokra tischen Überlebens- oder „Zombie“ 

-Klausel, die es den ECT-Investoren erlaubt, ihre 
bereits geleisteten Investitionen zu schützen, 
selbst nachdem ein Land aus dem Vertrag aus-
getreten ist. Für Investitionen, die getätigt wur-
den, bevor der Rückzug Italiens in Kraf t trat (am 
1. Januar 2016), kann das Land noch zwei weitere 
Jahrzehnte unter dem ECT verklagt werden, also 
bis zum 1. Januar 2036.

Klagewelle gegen den Meeresschutz? 
Rockhopper verklagt Italien wegen   
 Of fshore Ölbohrungen im Mittelmeer 

Im Mai 2017 verklagte das britische Öl- und 
Gasunternehmen Rockhopper Italien, weil das 
Land sich weigerte eine Konzession für Of f-
shore-Ölbohrungen in der Adria zu erteilen. 
Die Weigerung erfolgte, nachdem das italieni-
sche Parlament in der Nähe der Küste des Lan-
des neue Öl- und Gasaktivitäten verboten hatte, 
da Umweltprobleme und hohe Erdbebenrisiken 
befürchtet wurden. In der Klage erhebt Rock-
hopper Anspruch auf Kompensation für „sehr 
bedeutende monetäre Schäden“, unter anderem für 
verlorene zukünf tige Gewinne, möglicherweise 
ein Vielfaches seiner geschätzten Kosten von 
etwa 40 bis 50 Millionen US-Dollar. Der Konzern 
stützt seinen Forderungen auf die Rechte, die 
ihm in den Vertrag der Energiecharta gewährt 
werden.42 Italien hatte allerdings Monate vor 
der Klage den Vertrag der Energiecharta gekün-
digt. Der Klagefall Rockhopper gegen Italien 
ist ein Beispiel dafür, dass Investitionen bis zu 
20 Jahre nach Kündigung eines Investitionsab-
kommens noch geschützt sind und den auslän-
dischen Investoren weitreichende Sonderrechte 
gewähren.43

Warum ist das aus umweltpolitischer 
Sicht wichtig?

Of fshore-Bohrungen haben große Auswirkun-
gen auf das marine Ökosystem. Tierschutz-
organisationen warnen beispielsweise davor, 

Auch Erdbebenrisiken durch unverantwortliche Ölbohrungen in Küstennähe 
werden durch die Sonderrechte von Konzernen in Frage gestellt.   
Photo: Clyde Thomas, Unsplash
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Instruments der Kon zern klagerechte (ISDS) un-
tergeordnet – es kann keine faire Handelspolitik 
mit der aktuellen Gestaltung der Handelspolitik, 
die wirtschaf tliche Interessen vor Menschen-
rechte und Umwelt stellt, geben.54

Der Koalitionspartner CDU/CSU hatte schon zu 
Hochzeiten des TTIP-Protests 2015 ein klares Po-
sitionspapier verabschiedet, in dem sie sich für 
einen raschen Abschluss von CETA aussprachen 
und einen zügigen Fortgang der Verhandlungen 
und Abschluss des TTIP-Abkommens unter-
stützte.55 

Für das Regierungsprogramm 2017 „Für ein 
Deutschland, in dem wir gut und gerne leben“ änder-
te sich daran nichts.56 Die Forderung nach fairem 
Handel aus den Reihen der CDU/CSU ist eher als 
globalen, schrankenlosen Handel zu verstehen, 
dessen Ziel es ist, international Handel ohne 
Wettbewerbsverzerrungen durch staatliche 
Eingrif fe zu treiben. Dies steht im Gegensatz zu 
bspw. sozialen und ökologischen Anforderungen 
an internationale Handelspolitik.57

Mit dem Koalitionsvertrag werden die in 
den letzten Jahren durchaus kontrovers dis-
kutierten Kritikpunkte an dem Kurs der EU- 
Handels- und Investitionspolitik im Lager des 

Mit dem aktuellen Koalitionsvertrag platziert 
sich auch die Bundesregierung inmitten des 
derzeitig international geführten ideologi-
schen Diskurses um Freihandel vs. Protektionis-
mus.48 Zum einen drückt der Koalitionsvertrag 
den Wunsch und die Überzeugung aus, dass 
Deutschland die Globalisierung gestaltet. Nach 
Ansicht der Bundesregierung wird dies durch 
bilaterale und plurilaterale Abkommen erreicht. 
Im Vordergrund steht dabei die vollständige 
Ratifikation des EU-Kanada Freihandelsab-
kommens CETA, wie auch die Wiederaufnahme 
transatlantischer Verhandlungen. Eine nament-
liche Erwähnung des derzeit auf Eis liegenden 
Abkommens TTIP konnte sich in der finalen Fas-
sung nicht durchsetzen, auch wenn dies in zuvor 
kursierenden Fassungen der Fall war.49 

Zum anderen wünscht sich die Bundes-
regierung fairen Welthandel: Dabei wird 
Deutschland als Vorreiter für eine faire EU-Han-
delspolitik inszeniert. Die Bundesrepublik spricht 
sich im  Koalitionsvertrag dafür aus, verbindliche 
soziale, menschenrechtliche und ökologische 
Standards in EU-Handels-, Investitions- und Wirt-
schaf tspartnerschaf tsabkommen einzuführen.  

„[…] setzen wir uns dafür ein, dass in allen EU-Handels-, 
Investitions- und Wirtschaf tspartnerschaf tsab-
kommen verbindliche soziale (u. a. ILO-Kernarbeits-
normen), menschenrechtliche und ökologische 
Standards und konkrete Beschwerde-, Überprüfungs- 
und Reaktionsmechanismen vereinbart werden.“ 50, 
ähnlich wie auch die strategischen Überlegun-
gen der EU-Kommission in ihrem Strategiepapier 

„Trade for all – Handel für Alle“.51 Doch gleichzeitig 
zementiert die Bundesregierung mit ihren kon-
kreten Schritten der Ratifizierung von CETA52 
und einer Wiederaufnahme der transatlanti-
schen Verhandlungen den etablierten Kurs der 
EU-Handelspolitik mit all seinen Problemen.53 
Die Zivilgesellschaf t kritisiert seit langem den 
Kurs der EU-Handelspolitik und das Ungleich-
gewicht in den bestehenden umfassenden Frei-
handelsabkommen. So stehen unverbindliche 
Rhetorik zu Nachhaltigkeitsstandards oder 
Menschenrechten sehr durchsetzungsstarken 
Investorenrechten gegenüber. Umweltschutz 
oder auch Menschenrechte werden somit ge-
gen Konzerninteressen aufgewogen und diesen 
of tmals aufgrund des sehr wirkungsmächtigen 

4. „Wir setzen auf freien und fairen Handel“  47:  
Anspruch und Realität in der Ausgestaltung der 
Handelspolitik der Bundesregierung

Die Zivilgesellschaf t kritisiert seit langem den Kurs der EU- Handelspolitik und das 
Ungleichgewicht in den bestehenden und umfassenden Freihandelsabkommen.  
Photo: chuttersnap, Unsplash
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Koalitionspartners SPD über Bord geworfen. 
Noch in 2016 forderte die SPD „Globaler Handel 
braucht fortschrittliche Regeln“, doch am grund-
sätzlichen Trend der EU-Handelspolitik änderte 
sich nichts. Frappierend ist dies besonders beim 
Thema Investor-Staat-Schiedsgerichte. Beim Par-
teikonvent 2014 und beim Parteitag 2015 forder-
te die SPD die Abschaf fung der ISDS-Klausel: 

„In jedem Fall sind Investor‐Staat‐Schiedsverfahren 
und unklare Definitionen von Rechtsbergrif fen, wie 

„Faire und Gerechte Behandlung“ oder „Indirekte 
Enteignung“ abzulehnen. […] Probleme – wie die Ein-
schränkung staatlicher Regulierungsfähigkeit und 
die Gefahr hoher Entschädigungs-und Prozesskosten 
für Staaten, wegen privater Klagen gegen legitime 
Gesetze – existieren schließlich auch schon aufgrund 
existierender Investitionsschutzabkommen.“ 58

Im aktuellen Koalitionsvertrag sind solch kriti-
sche Anmerkungen nicht mehr zu finden. Es fin-
det sich keine Kritik an dem unausgeglichenen 
System von Investorenklagerechten, auch kein 
Hinweis darauf, dass die aktuellen EU-Handels-
verträge viele Investorenrechte gewähren, aber 
keinerlei Investorenpflichten einfordern. Auch 
findet sich kein Bewusstsein darüber, wie ge-
fährlich die Konzernklagerechte (die auch in 
CETA vorhanden sind) für die staatliche Regu-
lierungshoheit und somit für Regulierungen im 
öf fentlichen Interesse, wie Umweltschutz oder 
Gesundheitsschutz, sind und nicht zuletzt, wel-
che Belastung sie für den öf fentlichen Haushalt 
darstellen, denn die Klagesumme wird aus Steu-
ergeldern beglichen.

Forderungen nach verbindlichen sozialen, men-
schenrechtlichen und ökologischen Standards 
haben sich zwar im Koalitionsvertrag durchge-
setzt, doch Erkenntnisse der Vergangenheit wie 
etwa des Parteikonvents 2016 „Diese bilateralen 
Handelsabkommen sind zum Teil von schlechter 
Qualität, fehlender sozialer Verantwortung und 
keiner ernsthaf ten ökologischen Nachhaltigkeit ge-
kennzeichnet.“ haben nicht dazu geführt, dass die 
Forderungen mit durchsetzungsstarken Instru-
menten ausgestattet wurden. 

Zwar hat sich das Bekenntnis für verbindliche 
Standards gehalten, doch im Koalitionsver-
trag findet sich kein Hinweis auf Forderung 
der SPD nach einer Art des sanktionsbasierten 
Ansatz, um den Standards mehr Durchschlag-
kraf t gegenüber dem restlichen Vertragswerk 
zu verleihen. Unterm Strich hat sich die SPD der 
Position des Koalitionspartners angepasst. (Sie 
nehmen weiterhin wichtige Punkte der Kritik an 
der EU-Handelspolitik auf, setzten sie aber nicht 
durch.)

Handelspolitische Erwartungen der 
 aktuellen Legislaturperiode – Welche 
Handels- und Investitionspolitik treibt 
die Bundesregierung voran?

Natürlich wird die EU-Handelspolitik auf EU-Ebe-
ne gemacht, aber die Mitgliedsstaaten gestalten 
die Prioritäten und geben der EU-Kommission 
den Auf trag zur Verhandlung. Setzt man den 
Koalitionsvertrag in den Kontext der aktuel-
len Ausgestaltung der EU-Handelspolitik (nach 
dem Strategiepapier der EU-Kommission aus 
dem Jahre 2015 „Trade for all“) ist klar zu erwar-
ten, dass es keine Korrektur des aktuellen Kur-
ses geben wird. Vielmehr darf erwartet werden, 
dass die Bundesregierung aktuellen Abkommen 
(sowohl im Rat auf EU-Ebene, wie auf nationaler 
Ebene in Bundestag und Bundesrat) zustimmen 
möchte. Somit muss der Druck auf insbeson-
dere die SPD, aber auch auf die Opposition, die 
die Widerspruchsmöglichkeit insbesondere im 
Bundesrat nutzten muss, aufrechterhalten wer-
den. Auch hinsichtlich des Europawahlkampfes 
muss es eine weiterführende kritische Debatte 
der aktuellen Ausrichtung der EU-Handels- und 
Investitionspolitik, mit Schwerpunkten auf 
Konzernklagerechte, Umweltschutz oder auch 
Schutz der Daseinsvorsorge, geben. Die kriti-
sche Debatte um Konzernklagerechte darf nicht 
aufgrund kleiner prozeduraler Verbesserun-
gen (wie beispielsweise beim Investment Court 
System (ICS) in CETA) zerstreut werden. Diese 
kleinteiligen Verbesserungen lenken davon ab, 
dass die Abkommen noch immer weitreichen-
de Investorenrechte gewähren, aber keinerlei 
Pflichten eingeführt haben  – ganz abgesehen 
von durchsetzungsfähigem Umweltschutz oder 
Menschenrechten. Auch fehlt eine zwingende 
Berücksichtigung des übrigen (Umwelt-) Völker-
rechts. Zudem müssen aktuelle Prozesse, wie 
etwa die Debatte um den Multilateralen Ge-
richtshof kritisch begleitet und hingegen dürfen  
gleichzeitig Prozesse einer progressiven Verant-
wortungssicherung von Konzernen weltweit und 
insbesondere den Zugang zur Justiz von Opfern 
von Menschenrechtsverletzungen durch Kon-
zerne, wie etwa unter dem UN Treaty angedacht, 
nicht weiter blockiert werden.59
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Anfang Oktober 2018 verkündeten die USA, 
 Kanada und Mexiko den Abschluss der Verhand-
lungen zur Neuauflage des Handelsabkommens 
zwischen den drei Ländern (USMCA). Die kanadi-
sche Außenministerin Chrystia Freeland erklär-
te in einer Pressekonferenz, weshalb das neue 
Abkommen keinerlei Konzernklagerechte mehr 
zwischen der USA und Kanada vorsähe:

„Es [ISDS] hat die kanadischen SteuerzahlerInnen 
mehr als 300 Millionen Dollar gekostet […]. ISDS 
stellt die Rechte von Unternehmen über die von unab-
hängigen Regierungen. Dadurch, dass wir es entfernt 
haben, haben wir unsere Regierung in ihrem Recht 
gestärkt im öf fentlichen Interesse zu regulieren, die 
öf fentliche Gesundheit und die Umwelt zu schüt-
zen.“60

Freeland war 2016 maßgeblich an der Finalisie-
rung des CETA-Abkommens zwischen der EU 
und Kanada beteiligt. Dieses enthält nach wie 
vor Konzernklagerechte, kann aber noch durch 
ein Parlament der europäischen Mitgliedsstaa-
ten gestoppt werden. 

Dass dies dringend notwendig wäre, zeigt unsere 
Studie, denn:

 ʇ  Die Zahl der Klagefälle steigt an, die Möglich-
keit zu klagen wird immer mehr von Unter-
nehmen genutzt, mittlerweile gibt es über 
855 bekannte Fälle (Stand 2017).

 ʇ  Im Rohstof f- und Energiesektor gibt es beson-
ders viele Klagen, nämlich 367 (Stand 2017). 

 ʇ  Konzernklagerechte behindern Regierungen 
dabei, Ziele zum Schutz der Umwelt zu verfol-
gen und Herausforderungen wie den Klima-
wandel angemessen zu adressieren. 

 ʇ  Die in unserer Studie untersuchten Klage fälle 
wären auch möglich gewesen, wenn es statt 
dem „alten ISDS“ das reformierte Modell also 
ICS oder den Multilateralen Gerichtshof MIC 
gegeben hätte. Es ist klar: Diese kleinen Re-
formen ändern in der Summe kaum etwas an 
der Wirkung des Instruments Konzernklage-
recht. Wir brauchen einen konsequenten Aus-
stieg aus dem System und eine Kündigung 
der bestehenden Investitionsschutzverträge.

 ʇ  Um die drängenden Probleme unserer Zeit, 
wie die wachsende Ungleichheit und den 
drohenden Klimawandel zu bekämpfen, 
brauchen wir mehr verbindliche Sorgfalts-
pflichten und Regeln für Unternehmen, so 
wie beispielsweise mit dem geplanten UN 
Abkommen für Wirtschaf t und Menschen-
rechten oder einer nationalen Gesetzgebung 
für Unternehmensverantwortung.

 ʇ  Hinsichtlich des Europawahlkampfes muss es 
eine weiterführende kritische Debatte der ak-
tuellen Ausrichtung der EU-Handels- und In-
vestitionspolitik geben. Die kritische Debatte 
um Konzernklagerechte darf nicht aufgrund 
kleiner prozeduraler Verbesserungen zer-
streut werden. Diese kleinteiligen Verbesse-
rungen lenken davon ab, dass die Abkommen 
noch immer weitreichende Investorenrechte 
gewähren, aber keinerlei Pflichten eingeführt 
haben – ganz abgesehen von durchsetzungs-
fähigem Vereinbarungen zu Umweltschutz 
oder Menschenrechten.

Fazit

Um die drängenden Probleme unserer Zeit anzugehen, brauchen wir einen 
 konsquenten Ausstieg aus dem System der Konzernklagen.  
Photo: William Bossen, Unsplash
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